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Gender Mainstreaming im Politikfeld Bildung1  
Eine vergleichende Analyse der drei Stadtstaaten Berlin, 
Bremen und Hamburg

JASMINA CRC̀́IĆ

Gender Mainstreaming als politische Strategie spielt aktuell sowohl in der wissen-
schaftlichen als auch in der medialen Debatte um die Geschlechterverhältnisse im 
Bildungsbereich nur eine sehr untergeordnete Rolle. Bislang liegen keine Studien 
vor, welche die Implementierung von Gender Mainstreaming im Politikfeld Bildung 
analysieren und auf der Ebene der deutschen Bundesländer vergleichen. Eine der-
artige Analyse erscheint jedoch unerlässlich, um Bedingungen für den Erfolg oder 
Misserfolg dieser Strategie herausarbeiten zu können. Anhand einer Policy-Output-
Analyse ging ich daher im Rahmen meines politikwissenschaftlichen Promotions-
projektes der Frage nach, wie sich die Umsetzungsstrategien von Gender Main-
streaming im Politikfeld Bildung zwischen den drei deutschen Stadtstaaten Berlin, 
Bremen und Hamburg unterscheiden und inwiefern diese Unterschiede im Politik-
prozess begründet sind. Fokussiert wird dabei auf die Phase der Implementation 
sowie der Evaluation. Das Politikfeld Bildung wird eingegrenzt auf die Schulpolitik 
und das allgemeinbildende Schulwesen. Die Untersuchung ist in der praxisbezo-
genen feministischen Policy-Forschung verortet und fokussiert auf den Policy-Out-
put der Bildungsbehörden2 der drei deutschen Stadtstaaten, welcher u.a. beschlos-
sene Gesetze, Programme und Maßnahmen umfasst und damit „das Ergebnis des 
zentralen Entscheidungsprozesses“ bezeichnet (Schneider/Janning 2006, 15). 
Die in Europa allgemein anerkannte Definition von Gender Mainstreaming (GM) ist 
die des Europarates aus dem Jahre 1998: „Gender mainstreaming is the (re)organisa-
tion, improvement, development and evaluation of policy processes, so that a gender 
equality perspective is incorporated in all policies at all levels and at all stages, by 
the actors normally involved in policy-making“ (Council of Europe 1998, 15). Ein 
wesentliches Merkmal ist die Konzeption von GM als Top-Down-Strategie, sodass 
der Auftrag zur Implementation in erster Linie an die Führungsebenen gerichtet ist. 
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In der Praxis kommen Vorschläge zum GM auch von Gleichstellungsinitiativen oder 
der Organisationsbasis und die Leitungsebene muss davon erst überzeugt werden 
(Bottom-Up-Prinzip, vgl. Ahrens o.J., 1ff.). Für die bildungspolitische Praxis be-
deutet dies, dass in erster Linie die zuständige Bildungsverwaltung dazu aufgerufen 
ist, GM als Querschnittperspektive auf allen Ebenen und in allen Handlungsfeldern 
zu verankern. Seit dem Jahr 1998 haben sich nach und nach alle deutschen Bundes-
länder der Implementierung von GM verpflichtet. Welche konkreten Auswirkungen 
derartige Beschlüsse und Vorgaben der politischen Ebene tatsächlich auf die Praxis 
des jeweiligen Politikfeldes haben, kann jedoch in der Regel bisher kaum nachvoll-
zogen werden. 
Die Analyse erfolgte auf der Ebene der Bundesländer, da ihnen im Bereich der Bil-
dungspolitik eine besonders weitreichende Gestaltungsautonomie zukommt (vgl. 
Hepp 2011, 166) und ist vergleichend angelegt, um zu erforschen, inwiefern die 
Umsetzung von GM zwischen den einzelnen Stadtstaaten Berlin, Bremen und Ham-
burg variiert. Diese wurden als zu analysierende Fälle ausgewählt, da sich die Struk-
turen ihrer Bildungssysteme sehr ähneln und die Stadtstaaten insofern eine Sonder-
rolle einnehmen, da sie Ansätze zu einer Zweigliedrigkeit des Schulwesens bislang 
am weitesten umgesetzt haben (vgl. ebd., 223). Ferner ähneln sich die bildungs-
politischen Herausforderungen stark und die Stadtstaaten weisen eine gemeinsame 
Kontinuität auf; sie werden traditionell sozialdemokratisch regiert. Die Fallauswahl 
beruht entsprechend auf dem Prinzip most similar cases but different outcome (vgl. 
z.B. Schneider/Janning 2006, 46). 
Der theoretische Rahmen der Untersuchung setzt sich aus einem mikropolitolo-
gischen Ansatz sowie dem historischen und soziologischen Neo-Institutionalismus 
zusammen. Der historische Institutionalismus fokussiert auf historische Entwick-
lungen und folgt einer Logik der Pfadabhängigkeit, während der soziologische Insti-
tutionalismus politische Institutionen3 als sozial hervorgebracht und durch kulturelle 
Normen und Werte geprägt versteht (vgl. Schmidt 2010, 6). Die Mikropolitologie 
(vgl. Nullmeier/Pritzlaff/Wiesner 2003) ermöglicht es, den AkteurInnen und ihren 
mikropolitischen Praktiken weitreichende Bedeutung beizumessen, ohne dabei in-
stitutionelle Strukturen zu ignorieren. Ein mikropolitologischer Ansatz versucht, 
Fragen auf der Meso- oder Makroebene von Politik durch Entdeckungen auf der Mi-
kroebene zu beantworten (vgl. Willner 2011, 158). Staatliche Verwaltungen können 
in diesem Rahmen als „gendered organizations“ (Acker 1990) verstanden werden, 
wenngleich jüngere Arbeiten dies relativieren und davon ausgehen, „dass in der so-
zialen Praxis von Organisationen Geschlechteregalität und -differenz nebeneinander 
stehen“ (Wilz 2004, 4). Die systematische Vergeschlechtlichung von Organisationen 
bewirkt, dass die Umsetzung von GM im Vergleich zur Umsetzung anderer Maßnah-
men besonders großen Hürden ausgesetzt ist, da GM auch diese vergeschlechtlichte 
Substruktur tiefgreifend zu verändern sucht (vgl. Meuser 2004, 6). 
Die Erforschung länderspezifischer Implementierungsbemühungen von GM im Po-
litikfeld Schule wurde mit einem qualitativen Methodensetting bearbeitet. Zunächst 
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erfolgte eine Dokumentenanalyse anhand von parlamentarischen Drucksachen der 
drei Stadtstaaten und weiteren relevanten Dokumenten (Umsetzungsberichte, Ab-
schlussberichte von Pilotprojekten, Strategiepapiere). Im Anschluss daran führte ich 
23 leitfadengestützte ExpertInneninterviews mit VerwaltungsmitarbeiterInnen der 
Schul- und Gleichstellungsbehörden, thematisch interessierten und/oder zuständi-
gen Abgeordneten des jeweiligen Landesparlamentes, VertreterInnen von bildungs-
politisch und gleichstellungspolitisch aktiven Gewerkschaften und entsprechenden 
zivilgesellschaftlichen Initiativen und Einrichtungen. Die Auswertung wurde an-
schließend durch die fünf Hauptkategorien „Projekte und Aktivitäten“, „Verständnis 
von Geschlechtergleichstellung und GM“, „Motivation“, „Lehrmaterial“ sowie „Ar-
beitsstrukturen und Vernetzung“ geleitet. 

GM-Umsetzung in der Schulpolitik der drei Stadtstaaten 

Berlin

Geschlechtergleichstellung im Schulwesen rückte in Berlin bereits Ende der 1980er-
Jahre auf die politische Agenda und war seitdem kontinuierlich Gegenstand poli-
tischer Programme und Auseinandersetzungen. Trotz der frühen Initiativen Ende der 
1980er-Jahre spielte der Bereich Schulpolitik im Zuge der GM-Implementierung 
Anfang der 2000er-Jahre nur eine sehr untergeordnete Rolle. Die Senatsverwaltung 
für Bildung fällt dabei aus einem sonst eher positiven Gesamtbild Berlins heraus, 
was sich daran zeigt, dass sie kein GM-Pilotprojekt durchführte, keine hausinter-
nen GM-Fortbildungen veranstaltete und keine externe GM-Prozessberatung in 
Anspruch nahm. Die Ergebnisse für Berlin verdeutlichen, dass das Wissen über Ge-
schlechterverhältnisse, Geschlechtergleichstellung oder GM bei den AkteurInnen in 
unterschiedlichem Maß vorhanden ist und eine entscheidende Rolle hinsichtlich der 
GM-Umsetzung spielt. Dies zeigt sich insbesondere anhand der Analyse des GM-
Verständnisses der befragten schul- und gleichstellungspolitischen AkteurInnen: 
Eine Differenzierung zwischen Frauenförderung und GM findet im Bewusstsein 
einiger AkteurInnen kaum statt. Außerdem können Abwehrreaktionen gegenüber 
GM festgestellt werden, indem GM unter anderem mit Hinweis auf Diversity4 als 
unvollständiges oder problematisches Konzept beschrieben wird. Grundsätzlich 
sprechen sich mehrere Berliner AkteurInnen für eine stärkere Verknüpfung unter-
schiedlicher Kategorien sozialer Ungleichheit aus, wenngleich GM und Diversity 
aus der Verwaltungsperspektive heraus auch in einem Konkurrenzverhältnis um 
finanzielle Ressourcen gesehen werden. Auch die Problematisierung von GM als 
Top-Down-Strategie spielt im Schulbereich eine zentrale Rolle. GM wird in diesem 
Sinne als unvereinbar mit dem Recht der Lehrkräfte auf freie Unterrichtsgestaltung 
gesehen. Auch die Perspektive gesellschaftlicher AkteurInnen soll im Rahmen der 
GM-Umsetzung in der Berliner Schulpolitik ausdrücklich berücksichtigt werden. 
VertreterInnen von Nichtregierungsorganisationen sind Mitglied im Staatssekre-
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tärsausschuss zur Steuerung der Umsetzung des gleichstellungspolitischen Rahmen-
programms. Von den befragten AkteurInnen werden als Arbeitszusammenhänge mit 
gesellschaftlichen AkteurInnen in erster Linie Zusammenhänge rund um die Durch-
führung des Girlsʼ Day benannt. Die Transparenz des Berliner GM-Umsetzungs-
prozesses muss ebenfalls betont werden; sie stellt ein Spezifikum für Berlin dar. 
Dieser wird insbesondere durch die Begleitkampagne des gleichstellungspolitischen 
Rahmenprogramms II niedrigschwellig vermittelt. Bezogen auf die spezifische GM-
Umsetzung im Politikfeld Schule lässt sich allerdings eine Intransparenz feststel-
len, da Informationen zum Bildungsressort in den GM-Umsetzungsberichten nur in 
einem begrenzten Umfang bereitgestellt werden.
Eine flächendeckende Verankerung von GM im Politikfeld Schule kann für den 
Stadtstaat Berlin nicht festgestellt werden. Das Top-Down-Prinzip von GM stößt 
in der Berliner Schulpolitik an seine Grenzen, da insbesondere Führungskräfte in-
nerhalb der Senatsverwaltung für Bildung, Jugend und Wissenschaft GM nicht auf-
greifen. 

Bremen

In Bremen wurde die GM-Umsetzung seit Anfang des Jahrtausends durchaus mit 
Nachdruck vorangetrieben, was hauptsächlich auf die starke persönliche Positio-
nierung der Bremer Landesfrauenbeauftragten und der Zentralstelle für die Ver-
wirklichung der Gleichberechtigung der Frau (ZGF) zurückzuführen ist. Mit einem 
Senatsbeschluss, einem Konzeptpapier sowie vier GM-Umsetzungsberichten exi-
stieren mehrere zentrale Dokumente, welche den Bremer Weg in Bezug auf die 
GM-Umsetzung aufzeigen und zumindest bis zu einem gewissen Grad transparent 
machen. Das GM-Konzept enthält konkrete Vorgaben, wie die Ernennung von GM-
Verantwortlichen in jedem Ressort oder die Durchführung von Pilotprojekten. In 
den Umsetzungsberichten wird deutlich, dass das Bildungsressort in Bremen bereits 
in den ersten Jahren der GM-Umsetzung eine Trägheit bezüglich der GM-Umset-
zung zeigt. Dies wird u.a. anhand der fehlenden Führungskräfteschulungen, des ver-
zögerten Starts der Pilotprojekte und der Nicht-Thematisierung von GM in zentra-
len schulpolitischen Rahmenplänen und Leitlinien, wie dem Orientierungsrahmen 
Schulqualität, deutlich. 
Die Einschätzungen der befragten AkteurInnen unterstreichen diese Perspektive. 
Betont wird, dass es schon wenige Jahre nach Beginn der GM-Umsetzung zu einem 
Ressourcenabbau im Bildungsbereich gekommen sei, der u.a. zur Streichung der 
entsprechenden Fachstelle am Landesinstitut für Schule (LIS) führte. Seither ist das 
Thema GM am LIS fachlich nicht mehr angebunden. Gender-Aspekte werden nur 
im Rahmen der Berufsorientierung und der Durchführung des Girlsʼ und Boysʼ Day 
thematisiert, woraus eine Einengung auf diese Themen resultiert. Vor der GM-Um-
setzung standen vor allem im Rahmen der Fachstelle zur reflexiven Koedukation 
in den 1990er-Jahren umfassendere Ressourcen zur Verfügung. Vor diesem Hinter-
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grund hat es in Bremen einen veritablen Rückschritt gegeben, der u.a. dazu geführt 
hat, dass das Thema vor allem individuell von einzelnen engagierten Personen be-
arbeitet wird und weniger durch institutionalisierte Beauftragte oder ReferentInnen 
mit konkretem Arbeitsauftrag. Besonders deutlich wird in Bremen die Bedeutung 
des vorhandenen Geschlechterwissens der AkteurInnen innerhalb der Senatsver-
waltung für Bildung und des LIS. Auf der Grundlage der Dokumentenanalyse und 
der Analyse der ExpertInneninterviews ist ein Zusammenhang zwischen dem Ge-
schlechterwissen einzelner AkteurInnen und dem produzierten Output der Behörde, 
z.B. in Form der Handreichung für gendersensible Schulen (vgl. Senatorin für Bil-
dung, Wissenschaft und Gesundheit 2012), zu erkennen: In den Aussagen mehre-
rer AkteurInnen stehen die Themen Jungenförderung und Mangel an männlichen 
Grundschullehrkräften im Fokus. Diese Schwerpunktsetzung findet sich ebenfalls 
in der besagten Handreichung, den dazugehörigen Literaturempfehlungen sowie in 
den durchgeführten Projekten („Mehr Männer an die Grundschule“, „Rent a Tea-
cherman“) wieder. Die Bedeutung des individuellen Geschlechterwissens zeigt sich 
auch in Bezug auf die GM-Konzeption der AkteurInnen. Insbesondere die Äuße-
rungen von VerwaltungsmitarbeiterInnen verweisen auf ein Verständnis, welches 
vor allem die geschlechterparitätische Besetzung von Funktionsstellen und Schul-
gremien beinhaltet. Auch Abwehrreaktionen gegenüber GM sind zu beobachten, 
wie die Beschreibung von GM als veraltetes und nicht mehr zeitgemäßes Konzept 
zeigt. Eine Umgehung und Umdeutung von GM wird insofern vorgenommen, als 
dass die Zuständigkeit für die GM-Umsetzung im Schulbereich hauptsächlich auf 
individueller Ebene verortet wird, indem u.a. eine stärkere Selbstreflexion der Lehr-
kräfte und ein Ausbau ihrer Gender-Kompetenz gefordert werden. Dabei wird das 
Top-Down-Prinzip von GM umgangen. Nicht thematisiert wird hingegen, inwiefern 
VerwaltungsmitarbeiterInnen der Bildungsbehörde sowie des LIS GM in ihrem Ar-
beitsalltag umsetzen und woher sie das notwendige Wissen dafür beziehen. 
Der Kerngedanke von GM, die Geschlechterperspektive in alle Maßnahmen der je-
weiligen Fachpolitik zu integrieren, wurde in der Bremer Schulpolitik bisher nicht 
verwirklicht. Die Übernahme einer Steuerungsfunktion durch die Bildungsbehörde 
in diesem Bereich ist nicht zu erkennen. Vielmehr zeigt sich ein Konglomerat aus 
Einzelmaßnahmen, die unverbunden nebeneinander stehen und hauptsächlich durch 
individuelles Engagement getragen werden. 

Hamburg

Geschlechtergleichstellung im Schulwesen rückte in Hamburg später als in Berlin 
oder Bremen auf die politische Agenda. Es fällt insgesamt schwer, eine klare Ent-
wicklungslinie nachzuzeichnen, da das Thema im parlamentarischen Raum kaum 
verhandelt und dokumentiert wurde. Nach Analyse der vorliegenden Dokumente 
und ExpertInnenaussagen scheinen die Aktivitäten und Vorstöße in Hamburg ver-
gleichsweise marginal zu sein. Diese Zurückhaltung muss auch hinsichtlich der 
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GM-Umsetzung insgesamt und der konkreten Umsetzung im Politikfeld Schule 
konstatiert werden. Ist in Berlin und Bremen zu Beginn der GM-Umsetzung zumin-
dest politikfeldübergreifend ein systematisches Vorgehen mit konkreten Maßnah-
men und Umsetzungsphasen zu erkennen, lässt sich dies für den Stadtstaat Hamburg 
nicht ermitteln. Auch durch das gleichstellungspolitische Rahmenprogramm kann 
kein nennenswerter Auftrieb für GM im Politikfeld Schule verzeichnet werden. In 
zentralen schulpolitischen Dokumenten, wie im Orientierungsrahmen Schulquali-
tät, wird die Geschlechterperspektive kaum berücksichtigt. Die vergeschlechtlichte 
Substruktur der Bildungsbehörde und des Landesinstituts für Lehrerbildung und 
Schulentwicklung (LI) spielt, ähnlich wie in Berlin und Bremen, auch in Hamburg 
eine entscheidende Rolle hinsichtlich der GM-Umsetzung. GM wird von Hamburger 
AkteurInnen besonders häufig auf die individuelle Ebene verwiesen und als Frage 
der persönlichen Haltung verstanden. Konkrete Maßnahmen beziehen sich entspre-
chend vor allem auf Fortbildungsveranstaltungen oder Unterstützungsangebote für 
Lehrkräfte. Ähnlich wie in Berlin und Bremen verstehen mehrere befragte Akteu-
rInnen unter dem Begriff GM vorrangig eine geschlechterparitätische Besetzung von 
(Funktions-)Stellen. Charakteristisch für die Situation in Hamburg ist insbesondere 
die ausgeprägte Intransparenz hinsichtlich der GM-Umsetzung. Diese kann sowohl 
insgesamt als auch speziell im Politikfeld Schule nur sehr schwer nachvollzogen 
werden, da keinerlei GM-Informationsmaterialien oder GM-Umsetzungsberichte 
erstellt werden. Abwehrreaktionen gegenüber GM lassen sich insofern feststellen, 
als dass eine Top-Down-Steuerung von mehreren Befragten aufgrund einer Überlas-
tung der Schulen, einer potenziellen Gefährdung pädagogischer Freiheit und allge-
mein großer Unruhe im Schulbereich für problematisch gehalten wird. In Hamburg 
existiert kein GM-Steuerungsgremium, sodass als verbindliche Arbeitszusammen-
hänge lediglich der Arbeitskreis Girlsʼ Day oder das Vernetzungstreffen „Jungen 
und Schule“ benannt werden. Zivilgesellschaftliche AkteurInnen bringen ihre Posi-
tionen u.a. über diese Arbeitszusammenhänge ein, allerdings liegt der Fokus nicht 
auf der GM-Umsetzung, sondern auf pädagogischen Fragestellungen oder thema-
tischen Veranstaltungen. 
Die herausgearbeiteten Ergebnisse legen nahe, dass die zunehmende Eigenstän-
digkeit und Selbstverantwortung der Schulen, das damit einhergehende veränderte 
Steuerungsverständnis der Bildungsbehörde und die Umsetzung eines inklusiven 
Schulwesens in Hamburg die Umsetzung von GM im Politikfeld Schule erschweren. 

Fazit

Im Vergleich lässt sich erkennen, dass die GM-Umsetzung im Politikfeld Schule in 
allen drei Stadtstaaten bisher nur in einem sehr geringen Ausmaß erfolgte. Unter-
schiede können zunächst einmal zwischen Berlin und Bremen auf der einen Seite 
und Hamburg auf der anderen Seite festgestellt werden. Während sowohl in Berlin 
als auch in Bremen der übergreifende GM-Umsetzungsprozess in den ersten Jahren 
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der Umsetzung vorangetrieben wurde, war dies in Hamburg nicht der Fall. Die GM-
Umsetzungsberichte und weitere parlamentarische Drucksachen der Stadtstaaten 
Berlin und Bremen zeigen, dass das Bildungsressort mit dem insgesamt positiven 
Bild kontrastiert. Die GM-Umsetzungsstrategien der Stadtstaaten Berlin, Bremen 
und Hamburg im Politikfeld Schule unterscheiden sich zusammenfassend insbeson-
dere aufgrund der folgenden Aspekte:
In den Schulbehörden und nachgeordneten Landesinstituten der drei untersuchten 
Stadtstaaten verfügen die relevanten AkteurInnen über unterschiedliches Geschlech-
terwissen: Sie äußern u.a. in Bezug auf Geschlechterdifferenzen im Schulbereich 
in unterschiedlichem Ausmaß homogenisierende Annahmen über „die Mädchen“ 
oder „die Jungen“. Diese spezifische vergeschlechtlichte Mikrostruktur der Behör-
den bewirkt, dass GM unterschiedlich interpretiert wird, unterschiedliche Schwer-
punkte gesetzt werden und die AkteurInnen insgesamt unterschiedlich agieren, 
wenn es zur konkreten GM-Umsetzung in diesem Politikfeld kommt. Dies spiegelt 
sich auch im Policy-Output der Schulbehörden wider, z.B. in Fortbildungsveranstal-
tungen, Rahmenvorgaben oder Handreichungen. Die Relevanz der systematischen 
Vergeschlechtlichung von Organisationen und die Bedeutung des vorhandenen Ge-
schlechterwissens sind somit übergreifend besonders deutlich geworden und der mi-
kropolitologische Kern des theoretischen Rahmens hat sich als sehr fruchtbar für die 
Analyse von GM-Umsetzungsprozessen herausgestellt.
Die herausgearbeiteten Unterschiede sind insofern im Politikprozess begründet, als 
der GM-Umsetzungsprozess in den drei Stadtstaaten in einem unterschiedlichen 
Ausmaß transparent gemacht wird und sich zivilgesellschaftliche AkteurInnen 
außerhalb der staatlichen Verwaltung unterschiedlich stark in diesen Prozess ein-
bringen können. Auch in dieser Hinsicht hat sich der mikropolitologische Ansatz 
als gewinnbringend erwiesen, da so die Rolle zivilgesellschaftlicher AkteurInnen 
anhand von Aussagen über formelle und informelle Beziehungen, Netzwerke und 
Steuerungsgruppen analysiert werden konnte. 
Dem historischen Institutionalismus kann hingegen nur eine bedingte Aussagekraft 
zugesprochen werden. Für Berlin und Bremen zeigen die Ergebnisse, dass GM dort 
nicht an bereits zuvor bestehende Gleichstellungsbemühungen im Politikfeld Schule 
anknüpfen konnte. Für Hamburg kann insofern eine Pfadabhängigkeit festgestellt 
werden, als dass der Stellenwert von Geschlechtergleichstellung als Thema der 
Schulpolitik bereits vor der GM-Einführung gering war, was sich seitdem weiter 
fortgesetzt hat. Im Sinne des soziologischen Institutionalismus zeigt sich in einzel-
nen Aussagen befragter VerwaltungsmitarbeiterInnen, dass der Vertrag von Amster-
dam oder GM-Senatsbeschlüsse dazu genutzt wurden, um das eigene GM-Engage-
ment zu legitimieren. 
Insgesamt ist die Umsetzung von GM in allen drei Stadtstaaten in großem Ausmaß 
abhängig vom individuellen Engagement der AkteurInnen. Umsetzungshürden er-
geben sich hauptsächlich durch 
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► die Überlagerung von GM durch andere schulpolitische Themen und Reformpro-
zesse, 

► den Fokus auf Inklusion sowie die zunehmende Arbeitsverdichtung im Schulwe-
sen,

► das fehlende politische Commitment sowie das Fehlen bzw. die Ablehnung einer 
Top-Down-Steuerung und 

► die Verlagerung von GM auf die individuelle Ebene und damit einhergehend die 
Thematisierung von GM als Frage der persönlichen Haltung.

Hinsichtlich des Zusammenspiels von GM und Prozessen der Verwaltungsmoder-
nisierung argumentieren Ohlde und Olthoff, dass derartige Reformprozesse eine 
günstige Gelegenheit bieten, um GM zu implementieren (vgl. ebd. 2011, 374ff.). 
Sowohl GM als auch Reformen der Verwaltungsmodernisierung fordern den Umbau 
von Strukturen und damit auch ein Umdenken der Beschäftigten (vgl. ebd., 375). 
Diese Möglichkeit wird im Politikfeld Schule der drei untersuchten Stadtstaaten je-
doch nicht genutzt. Die Top-Down-Konzeption von GM als politischer Strategie und 
die damit verbundene interne Strukturierung von Entscheidungsprozessen stoßen in 
der Schulverwaltung und der Schulpolitik aller drei Stadtstaaten an ihre Grenzen. 
Die Ablehnung der Top-Down-Steuerung muss dabei kritisch hinterfragt werden, 
da sie von AkteurInnen der Verwaltung argumentativ verwendet wird, um die Ver-
antwortung für die GM-Umsetzung von der institutionellen Ebene der Schulverwal-
tung auf die individuelle Ebene einzelner Lehrkräfte, SchulsozialarbeiterInnen und 
SchulleiterInnen zu verlagern. Dadurch wird die strukturelle Ebene ausgeblendet 
und der Veränderungsbedarf allein beim Individuum gesehen. Dementsprechend 
erklärt sich auch der Fokus auf praxisorientierte Handreichungen sowie auf Fort- 
und Weiterbildungen, wenn es zu GM-Umsetzungsaktivitäten im Politikfeld Schule 
kommt. Auch die Verwaltungsangestellten geraten so aus dem Blick. 
Zu erkennen ist, dass die Schulverwaltung von mehreren AkteurInnen als äußerst 
passiv und wenig handlungsmächtig beschrieben wird, wenn es zur Frage der GM-
Steuerung durch die Behörde kommt. Die Schulbehörden und ihre nachgeordneten 
Landesinstitute werden in Bezug auf GM größtenteils als Beratungs- und Service-
einrichtungen für einzelne Schulen gesehen und weniger als starke „Agenda Setter“ 
verstanden, die hinsichtlich der GM-Umsetzung eine Strategie vorgeben und ver-
bindliche Vorgaben formulieren. Anstatt die Verwaltungsstrukturen selbst zu hinter-
fragen, Rahmenvorgaben im Sinne von GM zu überarbeiten oder GM verbindlich 
in die Ziel- und Leistungsvereinbarungen zwischen Schulaufsicht und Einzelschule 
aufzunehmen, wird auf die Erhöhung der Gender-Kompetenz der individuellen Ak-
teurInnen fokussiert. 
Das transformative Potenzial von GM, das zum Ziel hat, die Verwaltung inklusive 
ihres Policy-Outputs dahingehend zu verändern, dass die Frage der Geschlechter-
gleichstellung in allen Bereichen gestellt und beantwortet werden muss, wird somit 
nicht ausgeschöpft. Für die Schulpolitik der Stadtstaaten bedarf es einer Gesamt-
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strategie, die sowohl die Gender-Kompetenz auf Seiten individueller AkteurInnen 
erhöht als auch die zum Handeln aufgeforderten Behörden stärker in die Pflicht 
nimmt. Führungskräfte innerhalb der staatlichen Verwaltung müssten das Thema 
deutlich stärker vorantreiben und positiv besetzen. Für eine erfolgreiche GM-Um-
setzung müsste außerdem eine Idee davon entwickelt werden, wie GM zu anderen 
schulpolitischen Themen ins Verhältnis gesetzt werden kann. Bislang bleibt der GM-
Umsetzungsprozess allenfalls im ersten Schritt der Umsetzung, der Qualifizierung 
durch den Aufbau von Gender-Kompetenz, stecken. 

Anmerkungen

1 Dieser Beitrag basiert auf meiner Dissertationsschrift mit gleichnamigem Titel (Crc̀́ ić i.E.). 
2 Die Bildungsbehörden der Stadtstaaten tragen unterschiedliche Bezeichnungen. Der Ein-

fachheit halber wird in diesem Beitrag häufig der Begriff Bildungsbehörde verwendet. 
3 Definiert werden Institutionen „als Regelsysteme, die kollektiv ‚verbindliche Entscheidungen‘ 

produzieren und das Verhalten von Menschen strukturieren, regulieren und ‚Ordnung her-
stellen‘“ (Göhler 2004, 213). 

4 Der Ansatz des Diversity Management steht für einen Umgang mit Vielfalt, der insbesondere 
das mit Vielfalt verbundene Potenzial hervorhebt und nutzen will (vgl. dazu z.B. Krell 2004). In 
welchem Verhältnis Gender Mainstreaming oder Diversity Management zueinander stehen, 
ist dabei Gegenstand kontroverser Diskussionen in Gender Studies und Gleichstellungspoli-
tik.
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